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Einkommensrunde 2016:

Mit Hochdruck 
zum Erfolg



< Die Mahnwache in Halle reihte sich in eine Vielzahl von Aktionen ein, die 
die dbb jugend bundesweit durchgeführt hat.

< Demonstrationszug durch die Innenstadt von Erfurt mit tbb Chef Helmut 
Liebermann an der Spitze (links).

< Gemeinsame Kundgebung 
der Nord-Landesbünde des 
dbb in Kiel.

Einkommensrunde 2016:

Mit Hochdruck 
zum Erfolg
Mit Demonstrationen und Warnstreiks haben 
dbb Mitglieder aus allen Bereichen des öffent-
lichen Dienstes dafür gesorgt, Druck in den 
Kessel der Tarifverhandlungen für die Beschäf-
tigten von Bund und Kommunen zu bringen – 
auch in den neuen Bundesländern beteiligten 
sich zahlreiche Kolleginnen und Kollegen. 

Am 26. April 2016 kam es in 
Schleswig-Holstein, Hamburg, 
Bremen und Mecklenburg-Vor-
pommern zu Warnstreiks im 
öffentlichen Dienst. In Kiel ver-
sammelten sich 1 200 Beschäf-
tigte – unter ihnen auch eine 
Abordnung des dbb m-v und 
seiner Mitgliedsgewerkschaf-
ten BDZ und komba – zu einer 
zentralen Kundgebung. Neben 
dem stellvertretenden Vorsit-
zenden der dbb Bundestarif-
kommission, Andreas Hemsing, 
und der Vorsitzenden des dbb 
schleswig-holstein, Anke 
Schwitzer, sprach auch Diet-
mar Knecht zu den Demonst-
ranten; Er betonte: „Der Nor-
den steht zusammen. Auch um 
die hier oben noch greifbare 
Tarifmauer zwischen Ost und 
West endlich einzureißen.“ 
Hart ins Gericht ging Knecht 
mit der Blockadehaltung der 

Arbeitgeber: „Wir sind die Letz-
ten, die etwas gegen gutes 
Geld für gute Leistung haben. 
Aber wer Diätenerhöhungen 
für Abgeordnete – als Gutes in 
eigener Sache – im Hinterzim-
mer untereinander ausmacht, 
sollte sich gegenüber den 
Staatsbediensteten zumindest 
anständig und fair verhalten 
und nicht mit Mogelpackungen 
kommen“, forderte Knecht. 

Auf dem Bahnhofsvorplatz in 
Kiel versammelten sich die rund 
1 200 Demonstrationsteilneh-
mer zu einer Abschlusskundge-
bung. Zuvor hatten Mitglieder 
am 4. April mit einer Protest-
kundgebung auf dem Neuen 
Markt in Rostock ihre Kritik an 
der Verzögerungstaktik der Ar-
beitgeberseite zum Ausdruck 
gebracht. „Wir sollten die enor-
men Vorleistungen im Blick ha-

ben, die die Beschäftigten bei 
Bund und Kommunen seit Mo-
naten erbringen – nicht zuletzt 
im Zusammenhang mit der 
Flüchtlingssituation. Dadurch 
türmen sich immer höhere 
Überstundenberge auf. Für  
die Verzögerungstaktik der 
 Arbeitgeber bei den Verhand-
lungen hat da niemand Ver-
ständnis“, sagte der Verhand-

lungsführer und Zweite Vorsit- 
zende des dbb, Willi Russ, der 
auf die stets verlässliche Arbeit 
der Beschäftigten verwies. Ins-
besondere in den vergangenen 
Monaten hätten sie gezeigt, 
dass sie mit unvorhersehbaren 
Mehrbelastungen umgehen 
können und alles daransetzen, 
die Situation zu meistern. „Da-
für erwarten sie zu Recht eine 

< Dietmar Knecht, Vorsitzender des dbb mecklenburg-vorpommern, 
sprach in Rostock. Im Hintergrund dbb Tarifchef Willi Russ mit Liv Grolik 
von der dbb jugend.
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faire Behandlung und die Aner-
kennung ihrer Leistung“, so 
Russ. Stattdessen werde sogar 
seitens der kommunalen Ar-
beitgeber mit Eingriffen in die 
betriebliche Altersversorgung 
gedroht. „Dazu sagen wir klipp 
und klar: Pfoten weg von Leis-
tungseinschnitten bei der Zu-
satzversorgung!“

Knecht kritisierte, dass der 
Nachholbedarf der Kolleginnen 
und Kollegen bei Bund und 
Kommunen von der Arbeitge-
berseite bestritten wird. „Wer 
so argumentiert, setzt die 
Funktionstüchtigkeit des öf-
fentlichen Dienstes aufs Spiel“, 
warnte Knecht. „Wir fordern 
mit Recht spürbare Einkom-
mensverbesserungen. Sonst 
will nämlich bald niemand 
mehr all die wichtigen Jobs 
machen, die unser Gemein-
wesen am Laufen halten.“

Am 20. April 2016 nahmen 
 Mitglieder des dbb sachsen- 
anhalt an einer Kundgebung 
vor dem Bundesfinanzmins-
terium in Berlin teil und for-
derten in den bis dahin laufen-
den Tarifverhandlungen für 
Bund und Kommunen sechs 
Prozent mehr Einkommen  
und eine bessere Nachwuchs-
förderung. 

 < Mahnwache  
der dbb jugend 

Die Botschaft auf den Trans-
parenten am 13. April 2016 in 
Halle vor der Tür des kommu-
nalen Arbeitgeberverbandes 
war eindeutig: „Vorfahrt für die 
Jugend“, „BefristungsSTOP“, 
„Baustelle öffentlicher Dienst“. 
Nachdem es auch nach der 
zweiten Verhandlungsrunde 
für die Tarifbeschäftigten von 
Bund und Kommunen keine 
entscheidende Annäherung der 
unterschiedlichen Positionen 
gegeben hatte, hat die dbb ju-
gend sachsen-anhalt in einer 
Mahnwache nicht nur eindring-
lich auf ihre Forderungen hin-
gewiesen, sondern sie auch in 
einem persönlichen Gespräch 
mit dem Verbandsgeschäfts-
führer des kommunalen Arbeit-

geberverbandes Sachsen- 
Anhalt, Detlev Lehmann, 
erörtert. 

André Paduch, Vorsitzender der 
dbb jugend sachsen-anhalt: 
„Ohne eine bessere Ausbil-
dungsvergütung und ohne eine 
Perspektive für eine unbefris-
tete Übernahme, werden sich 
junge Menschen in Zukunft 
nicht mehr für den öffentlichen 
Dienst bei der Berufswahl ent-
scheiden.“ Erst werde sehr viel 
Geld in die Ausbildung des 
Nachwuchses investiert, dann 
aber müssten viele von ihnen 
wieder gehen, weil eine unbe-
fristete Übernahme meist aus 
Kostengründen nicht möglich 
sei. Ein großes Problem gerade 
bei jungen Menschen im öf-
fentlichen Dienst ist auch die 
Befristungspraxis. Dass Befris-
tungen hier an der Tagesord-
nung sind, zeigt eine Studie, die 
das Institut für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung (IAB) Ende 
letzten Jahres veröffentlicht 
hat. „Junge Menschen unter 
35 Jahren werden dabei mehr 
als doppelt so häufig befristet 
eingestellt als alle übrigen Al-
tersgruppen, oft sogar mehr-
mals hintereinander“, kritisiert 
Paduch.

Die dbb jugend hatte im Rah-
men der Einkommensrunde 
eine Erhöhung der Azubi-Ent-
gelte um 100 Euro monatlich, 
die unbefristete Übernahme 
aller Azubis, die vollständige 
Übernahme von Reisekosten 
zu einer auswärtigen Berufs-
schule oder zu überbetriebli-

chen Ausbildungsmaßnahmen 
und 30 Tage Urlaub gefordert. 

 < Mogelpackung 
 abgelehnt

Die öffentlich Bediensteten 
von Bund und Kommunen ha-
ben am 22. April 2016 ihren 
Frust über das bis dato vorge-
legte Angebot der Arbeitgeber 
beim jüngsten Verhandlungs-
termin vor das Erfurter Rat-
haus getragen. Rund 350 Be-
schäftigte waren zuvor vom 
Hauptbahnhof in einem bun-
ten Demonstrationszug durch 
die Innenstadt marschiert.
„Wer den öffentlichen Dienst 
fit für die Herausforderungen 
der Zukunft machen will, muss 
seinen Beschäftigten auch Per-
spektiven bieten“, rief tbb Chef 
Helmut Liebermann den De-
monstranten zu. „Das bedeu-
tet nicht nur arbeitsmarktge-
rechte Einkommen, sondern 
auch nachhaltige Nachwuchs-
gewinnung.“ Das von Arbeitge-
berseite gemachte Tarifange-
bot bezeichnete Liebermann 
als Mogelpackung: „Diese drei 
Prozent sind weder fair noch 
sind es unter dem Strich über-
haupt drei Prozent – und des-
halb stehen wir heute hier! Wir 
wollen keine hübsch etikettier-
te Mogelpackung, wir wollen 
keine Augenwischerei, wir wol-
len ein echtes Angebot, das un-
seren Leistungen entspricht 
und das uns Teilhabe am allge-
meinen Wirtschaftswachstum 
sichert.“ Liebermann forderte 
Bundesinnenminister Thomas 
de Maizière und VKA-Präsident 

Thomas Böhle auf, sich hinter 
den öffentlichen Dienst zu stel-
len. Das gelte besonders vor 
dem Hintergrund, dass zum 
Beispiel die Kommunen jüngst 
mit 3,2 Milliarden Euro den 
höchsten Überschuss seit der 
Wiedervereinigung erzielt hät-
ten. „An der Erwirtschaftung 
dieses Rekordplus waren nicht 
zuletzt die Beschäftigten des 
öffentlichen Dienstes maßgeb-
lich beteiligt“, unterstrich Lie-
bermann.

In der Nacht zum 29. April 2016 
ist die Einkommensrunde mit 
einem Tarifergebnis von 4,75 
Prozent mehr Lohn zu Ende 
 gegangen. Der Verhandlungs-
erfolg ist nicht zuletzt ein Ver-
dienst der vielen engagierten 
dbb Mitglieder, die auf den 
Straßen und Plätzen der Repu-
blik Flagge für die Anliegen des 
öffentlichen Dienstes gezeigt 
haben. 

< Mitglieder der GdS jugend in Halle an der Saale.
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Einkommensrunde 2016:

Schritt der Einsicht
Nachdem die Arbeitgeber Mitte April 2016 ein 
 Angebot vorgelegt hatten, das die Gewerkschaf-
ten als Zumutung empfunden und abgelehnt 
 haben, begrüßte der dbb Landesvorsitzende 
 Dietmar Knecht, der in Potsdam der Verhand-
lungskommission angehörte, den jetzt zustande 
gekommenen Kompromiss als „ein Schritt der Ein-
sicht der Arbeitgeber von Bund und Kommunen, 
ihre Beschäftigten trotz erhöhter Belastungen 
nicht im Regen stehen zu lassen“.

„Bei den üppig fließenden Ein-
nahmen, allein 107 Millionen 
Euro bei den Kommunen Meck-
lenburg-Vorpommerns im letz-
ten Jahr, ist der Abschluss das 
Mindeste, was wir mit nach 
Hause in die Dienststellen neh-
men. Ich bedanke mich aus-
drücklich bei den streikberei-
ten Beschäftigten, aber auch 
bei den sich solidarisierenden 
Beamten, die am 4. April in 
Rostock und am 26. April in Kiel 
zu diesem Tarifabschluss bei-
getragen haben. Der dadurch 
erhöhte Druck auf die Arbeit-
geberseite hat dazu geführt, 
dass heute ein erheblich ver-

bessertes Angebot unterbrei-
tet wurde“, so Knecht weiter.

Gewerkschaften und Arbeit-
geber hatten sich in der dritten 
Verhandlungsrunde am 29. Ap-
ril 2016 in Potsdam auf tabel-
lenwirksame Einkommens-
steigerungen von insgesamt 
4,75 Prozent, bei einer Laufzeit 
von 24 Monaten, beginnend  
ab dem 1. März 2016, geeinigt. 
Allerdings verbirgt der Ab-
schluss im Bereich der Kom-
munen bei der Jahressonder-
zahlung eine Kompensation 
zur Einführung der Entgeltord-
nung ab dem 1. Januar 2017 

sowie speziell in Mecklenburg-
Vorpommern Erhöhungen der 
 Eigenanteile zur Zusatzver-
sorgung.

Knecht fordert nun, das Tarifer-
gebnis zeit- und inhaltsgleich 
auf die rund 350 000 Beamtin-
nen und Beamten (14 500 in 
M-V) sowie die Pensionäre des 

Bundes zu übertragen. „Erst 
mit dieser Gleichbehandlung 
kommt diese Einkommensrun-
de zu einem gerechten Ab-
schluss“, unterstrich der dbb 
Landesvorsitzende. In Mecklen-
burg-Vorpommern sind knapp 
50 000 Menschen von den Ta-
rifverhandlungen bei Bund und 
Kommunen betroffen. 

Landeshauptvorstand:

Solidarität mit Strafvollzug
Auf seiner Sitzung am 4. April 2016 in Rostock kritisierte der Landeshaupt-
vorstand des dbb mecklenburg-vorpommern den Umgang der öffentlichen 
Hände von Bund, Land und Kommunen mit ihren Bediensteten.

Während die Diäten im Bun-
destag in diesem Jahr um 2,7 
Prozent steigen – und das ohne 
Tarifverhandlungen und Streiks 
– werden die Tarifverhandlun-
gen für die eigenen Beschäftig-
ten immer konfrontativer. Dar-
über hinaus überträgt das Land 
die mühselig erkämpften Tarif-

abschlüsse nicht vollinhaltlich 
auf die Beamten. Außerdem 
wird die längst überfällige 
 Aufgabenkritik von Personal-
konzepten auf das Abstellgleis 
geschoben.

Auf der Habenseite, aus der die 
Betroffenen auch noch Motiva-

tion schöpfen sollen, stehen 
allerdings steigende Arbeitsbe-
lastung, Krankenstände und 
Überstunden, gestoppte Beför-
derungsverfahren, fragwürdi-
ge Praktiken bei der Absolven-
tenübernahme aus der FHöVPR 
Güstrow sowie die Verschlech-
terung betrieblicher Alters-

vorsorgesysteme. Zusätzlich 
bedroht eine unattraktive 
Nachwuchsgewinnung die Da-
seinsvorsorge des öffentlichen 
Dienstes für die Bürgerinnen 
und Bürger – der demografi-
sche Wandel ist da, die Arbeit-
geber und Dienstherrn sind ihm 
allerdings nicht gewachsen!

„Ein ,Weiter so‘ bedeutet auch 
die Produktion von Wutpoten-
zial im eigenen Stall und ge-
fährdet damit auch die Demo-
kratie unseres Landes“, so dbb 

 < Uwe Busack (stellvertretender Bundesvorsitzender des VAB), Gabriele 
Axmann, Verbandsgeschäftsführerin des KAV M-V), dbb Landesvorsit-
zender Dietmar Knecht, Roland Methling (Vorsitzender des KAV M-V und 
Oberbürgermeister der Hansestadt Rostock) sowie Jürgen Schönwandt 
(stellvertretender Vorsitzender des KAV M-V und Zweiter Stellvertreten-
der Bürgermeister der Stadt Wolgast) während der zweiten Verhand-
lungsrunde in Potsdam.
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Landesvorsitzender Dietmar 
Knecht. 

Solidarisch zeigte sich der dbb 
Landeshauptvorstand mit den 
Bemühungen des Bundes der 
Strafvollzugsbediensteten 
(BSBD), demotivierende Perso-
nalpraktiken des Justizministe-
riums zu verhindern. 

< 40 Jahre  
ohne Beförderung

So werden gerade alle kurz vor 
dem Abschluss stehenden Be-
förderungsverfahren im Straf-
vollzug zugunsten der Landes-
kasse gestoppt. Das hat unter 
anderem die Folge, dass Kolle-
ginnen und Kollegen nach mit-
unter 40 Dienstjahren ohne 
 jemals eine Beförderung er-
halten zu haben in den Ruhe-
stand geschickt werden. Ange-
hende Justizanwärter werden 
darüber hinaus verprellt, da sie 
nicht wie üblich nach der Aus-
bildung in Güstrow zu Beam-

ten auf Probe ernannt werden. 
Unterstützt wird daher auch 
die Forderung nach Übernah-
me der geprüften Anwärter 

zum 1. Oktober 2016 in dem 
dafür vorgesehenen Status. 
„Die Wut auf die Justizministe-
rin und damit auf die gesamte 

Landeregierung ist äußerst 
groß“, stellt dazu BSBD-Landes-
chef Hans-Jürgen Papenfuß 
fest.

„Für die abwegige Sichtweise 
der Arbeitgeber und Dienst-
herrn über die Situation und 
die Motivation der eigenen Be-
schäftigten gibt es zumindest 
keinen fiskalischen Grund, 
denn, wie in der vergangenen 
Woche das Statistische Amt 
festgestellt hat, gibt es bei 
Bund, Ländern und sogar bei 
den Kommunen jeweils min-
destens mehr als zehn Prozent 
höhere Steuereinnahmen“, be-
tonte der dbb Landesvorsitzen-
de Dietmar Knecht.

Einer Tradition folgend wurde 
die Sitzung auch dazu genutzt, 
langjährigen Mitglieder des 
Landeshauptvorstandes, die 
diesem nicht länger angehö-
ren, für ihre Arbeit zu danken 
und sie offiziell aus dem Gremi-
um zu verabschieden.  

 < Im Bild von links: Dr. Marita Jenning (VÄöGD), Helmut Halwahs (BSBD) 
und Sabine Ackermann (DJG). Jenning und Ackermann wurden darüber 
hinaus mit der Ehrenmedaille des dbb m-v ausgezeichnet, Halwahs hatte 
diese bereits bei seiner Verabschiedung aus dem Amt des Landesvorsit-
zenden des BSBD im Mai 2015 erhalten.
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Internationaler Terrorismus:

Starker Staat gefragt
„Nach den schrecklichen Anschlägen in Brüssel 
sind unsere Gedanken bei den Opfern und ihren 
Angehörigen. Die Reaktion auf diese schändlichen 
Taten muss koordiniert und entschlossen ausfal-
len.“ Mit diesen Worten kommentierte der Lan-
desvorsitzende des dbb m-v, Dietmar Knecht, der 
gleichzeitig auch Vorsitzender der dbb Grundsatz-
kommission für Europa ist, die Attacken vom 
22. März 2016 und forderte eine entschiedene 
Antwort auf die Bedrohung durch den Terroris-
mus in Europa. 

Vertreter aller staatlichen Insti-
tutionen könnten in ihrem Auf-
gabenbereich einen wichtigen 
Beitrag zur Prävention leisten. 
„Wir brauchen jetzt einen star-
ken, selbstbewussten Staat.“ 
Die Täter seien Teil eines grö-
ßeren Netzwerkes gewesen. 

„Solche Strukturen können und 
müssen vorab aufgedeckt wer-
den, bevor es zur Katastrophe 
kommt.“

„Die Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Union können stolz 
auf ihre freiheitlichen Grund-

ordnungen sein. Diese Werte 
müssen verteidigt werden“, er-
klärte Knecht am 23. März 2016. 
„Den öffentlich Bediensteten 
kommt hier eine besondere Rol-
le zu, sie sind das Gesicht des 
Staates.“ Es gehe um konkrete 
Gefahrenabwehr zum Beispiel 
durch die Polizei. „Wer ein siche-
res Europa will, der muss auch 
in die Polizei investieren. So-
wohl die personelle als auch die 
materielle Ausstattung lässt 
häufig zu wünschen übrig.  
Auch müssen für die Arbeit der 
Sicherheitskräfte relevante Da-
ten in Echtzeit grenzübergrei-
fend zur Verfügung stehen.“

Daneben sei es auch wichtig, 
etwa Lehrern und Sozialarbei-
tern den Rücken zu stärken, so 
Knecht. „Diese Berufsgruppen 
können, wenn sie als Vertrau-

enspersonen wahrgenommen 
werden, wichtige Präventions-
arbeit leisten. Häufig bleibt das 
Abdriften in die Radikalität in-
nerhalb der sozialen Netzwer-
ke nicht unbemerkt. Aus Miss-
trauen gegenüber staatlichen 
Stellen werden diese Informa-
tionen aber nicht immer wei-
tergegeben, obwohl bei recht-
zeitigem Handeln viele junge 
Menschen wieder auf den rich-
tigen Weg zurückgeholt wer-
den können.“ Der Staat müsse 
als stark und gleichzeitig als 
vertrauenswürdig angesehen 
werden. Dazu gehört in der 
Endkonsequenz auch die Stär-
kung des Gesundheits- und 
 Katastrophenschutzes. „Nur  
so wird der Staat als Partner 
wahrgenommen. Das ist leider 
noch nicht immer und überall 
der Fall“, erklärte Knecht. 
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Verbandstag in Rostock:

Gymnasiallehrer fordern geringere 
Unterrichtsverpflichtung
Zu seinem diesjährigen Verbandstag kam der Philologenverband Mecklen-
burg-Vorpommern, der im dbb m-v die Interessen von Gymnasiallehrern 
 vertritt, am 23. April im Christophorus-Gymnasium in Rostock zusammen. 
Unter dem Motto „Wie weiter mit den Gymnasien in M-V nach den Land-
tagswahlen?“ wollte der Verband anlässlich der Landtagswahl im Herbst 
 seine Forderungen an die Landespolitik herantragen. 

Neben Bildungspolitikern der 
demokratischen Landtagspar-
teien und der FDP war auch 
 Bildungsminister Mathias 
Brodkorb (SPD) eingeladen.  
Der Kultusminister hielt das 
Eingangsreferat und begann 
damit, die bisher erreichten 
 bildungspolitischen Erfolge 
darzustellen. Besonders die 
Verbeamtung und die Gewin-
nung neuer, junger Lehrkräfte 
wurde hervorgehoben. Auch 
die Überarbeitung der Rah-
menpläne der Fächer Deutsch, 
Mathematik und Englisch für 
die Oberstufe sowie die besse-
re Ausstattung der Schulen mit 
Anrechnungsstunden, unter 
 anderem für die Klassenleiter, 
gehören dazu. Zum Abschluss 
gab der Minister noch einen 
Ausblick, in dem er kommende 

Aufgaben, zum Beispiel die 
Überarbeitung der Rahmen-
pläne aller Fächer in der Ober-
stufe, vorstellte. Anschließend 
erfolge die Podiumsdiskussion 
mit den bildungspolitischen 
Sprechern Simone Oldenburg 
(Die Linke), Ulrike Berger 
(Bündnis 90/Die Grünen), 
 Andreas Butzki (SPD), Dr. Wolf-
gang Rosenow (FDP) und dem 
Vorsitzenden des Philologen-
verbandes M-V Jörg Seifert. 
Moderiert wurde diese von 
Wiebke Weitendorf, freie Jour-
nalistin, die sich bereits zum 
zweiten Mal für als Modera-
torin des Podiums anlässlich 
des Vertretertags zur Verfü-
gung gestellt hat. Nach den 
Stellungnahmen der einzelnen 
Politiker wurden Themen wie 
die Pflichtstundenanzahl, In-

klusion und die Ausbildung der 
Referendare diskutiert.

Eine Kernforderung des Ver-
bandes besteht darin, die 
 Unterrichtsverpflichtung von 
momentan 27 wieder auf 25 
Stunden pro Woche zu verrin-
gern. Die rot-rote Landesregie-
rung, die bis 2006 im Amt ge-
wesen ist, hatte seinerzeit die 
Pflichtstundenzahl mit Hin-
weis auf die schlechte Finanz-
lage erhöht. Damals sei ver-
sprochen worden, sie wieder 
abzusenken, wenn ein Steuer-
plus da sei. «Davon will man 
heute nichts wissen», bedauert 
Jörg Seifert, Landesvorsitzen-
der des PhV M-V. 

Der Verband ist darüber hinaus 
der Auffassung, dass aufgrund 

der Tatsache, dass an Gymna-
sien weniger Lehrerwochen-
stunden zur Verfügung stehen, 
durch die es möglich wäre, 
Klassen zu teilen oder Förder-
unterricht anzubieten, die 
Schülerinnen und Schüler an 
Gymnasien nicht die gleichen 
Bedingungen wie für die Schü-
ler an Regional- und Gesamt-
schulen haben. Erste zaghafte 
Verbesserungen habe man zur 
Kenntnis genommen, diese 
müssten aber weiter ausge-
baut werden. Auch an Gymna-
sien gebe es Unterschiede im 
Wissensstand und im Lerntem-
po der Schüler, betonte Seifert.

Der Philologenverband setzt 
sich außerdem dafür ein, dass 
an allen Gymnasien des Landes 
Schüler bereits wieder ab der 
fünften Klasse unterrichtet 
werden dürfen. Seit im Schul-
jahr 2006/2007 die sogenann-
te schulartunabhängige Orien-
tierungsstufe eingeführt 
wurde, die nur an Regional- 
und Gesamtschulen gebildet 
werden darf, kann die gymna-
siale Bildung in Mecklenburg-
Vorpommern erst ab Klasse 
sieben beginnen. Die soll nach 
dem Willen des Verbandes 
wieder rückgängig gemacht 
werden.

Darüber hinaus sollen in der 
Oberstufe Grund- und Leis-
tungskurse wieder eingeführt 
werden. In der derzeitigen 
 Praxis, wo Grund- und Leis-
tungskursschüler in den 
Hauptfächern in einer Klasse 
gemeinsam unterrichtet wür-
den, sei es für den Lehrer aus-
gesprochen schwer, beiden 
Leistungsniveaus gleichzeitig 
gerecht zu werden. Das gehe 
nicht selten zulasten der Schü-
ler, die sich in dem Fach auf 
dem erhöhten Leistungsniveau 
prüfen lassen, so Seifert. 

 < Dr. Wolfgang Rosenow (FDP), Wiebke Weitendorf (Moderatorin), Andreas Butzki (SPD), Mathias Brodkorb 
 (Bildungsminister), Simone Oldenburg (Linke), Jörg Seifert (Philologenverband), Ulrike Berger (Bündnis 90/Grüne)
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Altenparlament:

Lebensqualität im Alter sichern
Am 16. März 2016 fand im Schweriner Rittersaal das 9. Altenparlament  Mecklenburg-Vorpommern 
statt. 71 Delegierte aus 27 verschiedenen Seniorenorganisationen,  Vereinen, Verbänden,  Parteien, 
 Gewerkschaften, Kirchen und Seniorenbeiräten haben im Rahmen des 9. Altenparlaments zwei 
 Beschlüsse und eine Resolution  verabschiedet.

Der dbb m-v war durch den 
stellvertretenden Vorsitzenden 
der dbb landesseniorenvertre-
tung, Bernd R. Letsch (im Bild 
ganz links), vom Verband der 
Beamten der Bundeswehr 
(VBB) vertreten. Darüber hin-
aus hat auch der BRH-Landes-
verband M-V einen Sitz im Al-
tenparlament.

Mit dem 9. Altenparlament 
wurde eine Tradition fortge-
setzt, die 1999 ihren Anfang 
genommen hat. Auf Initiative 
des Landtagspräsidenten a. D. 
Hinrich Kuessner fand im Jahr 
1999 das erste Altenparlament 
in unserem Bundesland Meck-
lenburg-Vorpommern statt. 
Ziel war und ist es auch heute 
noch, nicht nur über Seniorin-
nen und Senioren, sondern mit 
ihnen zu reden, um ihre Proble-
me und Wünsche kennenzuler-
nen und ihnen mehr Gewicht 
zu verleihen. Wie sich in den 
vergangenen Jahren gezeigt 
hat, hat sich dieses Altenparla-
ment nach und nach zu einem 
Eckpfeiler der Seniorenpolitik 
in Mecklenburg-Vorpommern 
entwickelt und seine Beschlüs-
se sind aus der politischen Dis-
kussion nicht mehr wegzuden-
ken. 

Die Landesseniorenvertretung 
des dbb m-v hat seit Beginn 
ihrer Arbeit Kontakte zu den 
im Landtag vertretenen Frak-
tionen der demokratischen 
Parteien gesucht und konst-
ruktive Gespräche mit Parla-
mentariern geführt, in denen 
die dbb Vertreter wiederholt 
auf die überfällige Durchset-
zung der Rentengerechtigkeit 
zwischen Ost und West hinge-
wiesen haben.

< Rentengerechtigkeit 
 herstellen

Daher unterstützt der dbb m-v 
die Bemühungen von Minister-
präsident Erwin Sellering, die 
Rentenungerechtigkeiten zu 
beseitigen, die dieser anläss-
lich seiner Rede vor dem Alten-
parlament erneut bekräftigte. 
„Die Rente ist wegen fehlen-
der Betriebsrenten, fehlender 
Rücklagen sowie geringen Ost-
lebensversicherungen die ein-
zige Einnahmequelle der heu-
tigen Rentnergeneration in 
den neuen Bundesländern. 
Mehr als 25 Jahre nach der 
Wende muss hier Gerechtig-
keit zwischen Ost und West 
her, sonst sterben die Betroffe-
nen weg, ohne dass ihnen ihre 
Lebensleistung anerkannt 
wurde“, unterstrich dazu der 
dbb Landesvorsitzende Diet-
mar Knecht. „Diese Forderung 
sollte endlich von der Bundes-
regierung aufgegriffen wer-
den“, so Knecht weiter. Das 

Lohnniveau sei auch in den 
 alten Bundesländern unter-
schiedlich hoch, ohne dass es 
zu einer unterschiedlichen 
Höhe bei den Entgeltpunkten 
führen würde. 

Nach dem Grußwort der 
 Landtagspräsidentin und des 
Ministerpräsidenten ging es 
im Plenum und in den Aus-
schüssen an die Arbeit. Wie 
der Vorsitzende des Landes-
seniorenparlamentes, Bernd 
Rosenheinrich, ausführte, ist 
dieses Parlament da, um Pro-
bleme, Ideen und Wünsche an 
die Landesregierung und das 
Landesparlament heranzutra-
gen. Die Delegierten waren 
sich darüber einig, dass es 
aber an der Zeit ist, auch For-
derungen zu stellen. „Es hat 
sich seit dem 8. Altenparla-
ment einfach zu wenig getan“, 
betonte Bernd E. Letsch, „da 
alle Vertreter der Landtags-
frak tionen unseren Wün-
schen, Problemen, Anregun-

gen und Forderungen zumin- 
dest  Verständnis entgegen-
brachten, sollten wir die Wahl-
programme der Parteien nun 
genau anschauen. Es bleibt zu 
hoffen, dass alle verstanden 
haben: Rentner, Pensionäre 
und deren Familien sind 
schlussendlich Wähler, und 
nicht eben wenige.“ 

< Den Wandel gestalten

Im 9. Altenparlament wurden 
zwei Beschlüsse gefasst und 
eine Resolution verabschiedet. 
Der erste Beschluss befasst 
sich mit dem Thema „Wohnen 
im Alter“.

Landtag und Landesregierung 
werden aufgefordert, Rahmen-
bedingungen zu schaffen, die 
es älteren und hochaltrigen 
Menschen ermöglichen, bis 
zum Lebensende eigenständig 
und selbstbestimmt in einer 
Wohnung im vertrauten Um-
feld zu leben.

Im zweiten Beschluss fordert 
das Altenparlament den Land-
tag und die Landesregierung 
auf, entsprechend des Strate-
gieberichtes Mecklenburg-Vor-
pommern „Den demografi-
schen Wandel gestalten“ und 
des Zwischenberichtes der 
 Enquetekommission „ Älter 
werden in Mecklenburg-Vor-
pommern“, in den dörflichen 
Gemeinden gleichwertige 
 Lebensqualität in der sozialen 
Infrastruktur im ländlichen 
Raum zu sichern.

Schließlich wurde eine Resolu-
tion zum Thema „Gesetzliche 
Rente stärken – Altersarmut 
verhindern“ verabschiedet. 

 < Arbeit in den Ausschüssen: im Bild links Bernd E. Letsch, stellvertretender 
Vorsitzender der dbb landesseniorenvertretung.
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25 Jahre Beamtenbund und Tarifunion Sachsen:

Happy Birthday SBB 
Kurz nach der „Wende“ 1989 und noch vor der deutschen Wiedervereini-
gung im Oktober 1990 hatten sich in Berlin engagierte Kollegen und Kolle-
ginnen zusammengefunden, die in der neu zu gestaltenden DDR die Chance 
der Mitgestaltung für einen neuen Verwaltungsaufbau sahen. Im Februar 
1990 wurde der Interessenverband Beamtenbund der DDR (IBB) gegründet.

Seit dem ersten Tag unterstüt-
zend und begleitend dabei 
 waren Vertreter des dbb – 
 deutscher beamtenbund und 
tarifunion. So sprach der dama-
lige dbb Vorsitzende Werner 
Hagedorn auch auf der Grün-
dungsveranstaltung des IBB. 
Dem IBB folgte der Gewerk-
schaftsverband Beamtenbund 
(GBB), der, im Juni 1990 kons-
tituiert, den Weg konsequent 
in Richtung Mitgliedschaft im 
dbb beschritt. Ende September 
1990 wurde der GBB, als eine 
Dachorganisation für alle neu-
en Bundesländer, Mitglied des 
dbb.

Im August 1990 hatte sich 
 parallel dazu der Sächsische 
Beamtenbund (SBB) gegrün-
det. Er verstand sich als Lan-
desorganisation des GBB in 
Sachsen. Bereits 20 Verbände 
wurden zu diesem Zeitpunkt 
Mitglied im damaligen Dach-
verband SBB im GBB.

Am 6. April 1991 hat sich in 
Dresden der heutige SBB als 
Landesbund des dbb neu ge-
gründet. Rund 150 Delegierte 
aus zwischenzeitlich 26 Mit-
gliedsgewerkschaften hoben 
an diesem Tag den sächsischen 
Landesbund des dbb aus der 
Taufe. – „Man muss die Zu-
kunft im Sinn haben und die 
Vergangenheit in den Akten“, 
so formulierte es Charles-Mau-

rice de Talleyrand Périgord 
(1754 bis 1838 ehemaliger 
 Premierminister der Französi-
schen Republik) vor langer Zeit. 

Die Themen, die der SBB und 
seine Vorläufer formulierten, 
trafen von Anfang an ins 
Schwarze. Notwendige Ver-
beamtungen, Schaffung von 
Altersübergangslösungen, 
 aufgabengerechte Personal-

ausstattung, tarifgerechte 
 Eingruppierung – diese Auf-
gaben stehen heute noch be-
ziehungsweise wieder im Mit-
telpunkt unserer Arbeit. 

< Festakt in Dresden

25 Jahre SBB sollen gefeiert 
werden. Deshalb lud der SBB 
am 30. April 2016 Vertreter  
aus Politik, Verwaltung und 
 Gewerkschaften in die Drei-
königskirche in Dresden. Im 
 geschichtsträchtigen Gemäuer 
begrüßte der amtierende Lan-
desvorsitzende Gerhard Pösch-
mann die rund 100 Gäste. Er 
erinnerte in seiner Ansprache 
an die Anfänge der Arbeit der 
Beamtenverbände in Sachsen. 
Zudem stellte er die aktuellen 
Aufgaben des SBB dar, zeigte 
auf, wie umfangreich sich die 
Zusammenarbeit mit Politik 
und Verwaltung heute gestal-
tet. Wichtig sei vor allem die 
Erkenntnis, dass wir den öffent-
lichen Dienst neu begreifen 
müssten, resümierte Gerhard 
Pöschmann. Die Bediensteten 
würden endlich nicht mehr nur 
als Kostenfaktor, sondern als 
wichtigste Ressource betrach-
tet. Das mache Hoffnung für 
die nächsten 25 Jahre. 

Der Präsident des Sächsischen 
Landtages, Dr. Matthias Rößler, 
stellte in seinem Grußwort he-
raus, dass der SBB sich in den 
vergangenen 25 Jahren durch 
konsequentes Vertreten der 
Interessen seiner Mitglieder 
ein eigenes Profil erarbeitet 
habe. Vor uns stände nun die 
gemeinsame Herausforderung 
des demografischen Wandels 
und des Generationenwechsels 
im öffentlichen Dienst. Für die 
Zukunft käme es im Wesentli-
chen darauf an, dass alle mitei-
nander im Gespräch blieben.

In seinem Grußwort über-
brachte Markus Ulbig, Sächsi-
scher Staatsminister des In-

< Gerhard Pöschmann eröffnet den Abend in der Dreikönigskirche.

< Dr. Matthias Rößler, Präsident des Sächsischen Landtages, bei seinem 
Grußwort.
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nern, die herzlichen Grüße des 
Sächsischen Ministerpräsiden-
ten. Er dankte dem SBB für ei-
nen allzeit intensiven, aber 
auch konstruktiven Dialog. Im 
täglichen Geschäft gebe es na-
türlich Reibungspunkte, so 
führte Minister Ulbig aus, aber 
in den allermeisten Fällen sei 
ein gemeinsames Streiten und 
Ringen um Lösungen ein 
fruchtbarer Prozess.

dbb Chef Klaus Dauderstädt 
erinnerte an die schwierige 
Ausgangslage der gewerk-
schaftlichen Arbeit in den neu-
en Bundesländern. Damals wi-
chen die Bedingungen in Ost 
und West wesentlich vonein-
ander ab. Und auch heute gebe 
es noch immer Differenzen, 
wie beispielsweise im Renten-
recht oder bei der Unkündbar-
keit im Tarifbereich. Für die Ar-
beit des SBB gebe es also auch 
für die nächsten 25 Jahre noch 
einiges zu tun.

Festredner des Abends war 
Prof. Dr. Kurt Biedenkopf, Säch-
sischer Ministerpräsident a. D. 
Er referierte in beeindrucken-
der Schärfe zum Thema „Zu-
kunftsfähigkeit des Staates“. 
Nach Überzeugung Prof. Dr. 
Kurt Biedenkopfs würden die 
nächsten 20 Jahre spannend, 
auch für die öffentlich Bediens-
teten. „Es wird noch Beamte 
geben, wenn auch nicht mehr 
so viele und anders qualifi-
ziert“, so die Überzeugung des 
Wirtschaftskenners. 

Biedenkopf beleuchtete viele 
Aspekte des Zusammenlebens 
in Sachsen, Deutschland, Euro-
pa, aber auch weltweit. Unter 
Beachtung des Generationen-
wechsels, der demografischen 
Entwicklung, aber auch der ak-
tuellen Flüchtlingssituation 
spannte er den Bogen der Zu-
kunft unserer Arbeit und un-
seres Zusammenlebens. „Die 
Diskussion, ob wir im Alter ar-

beiten müssen, ist keine Dis-
kussion, die es zu führen lohnt. 
Es wird so kommen“, argumen-
tierte Biedenkopf. 

Auch die Digitalisierung und 
die damit verbundenen drama-
tischen Veränderungen der Or-
ganisation des Staates waren 
Gegenstand von Biedenkopfs 
Vortrag. Zukünftig würden wir 
uns in einer Umwelt bewegen, 
die wir immer weniger ver-
stünden. Die Menschen wür-
den erwarten, dass der Staat 
diese Probleme löse. Das habe 
auch Auswirkungen auf die 
Staatsdiener, auf die Beamten. 

Diese müssten den Menschen 
erklären, wie der Staat funktio-
niert. Und zwar nicht so, dass 
es gut für den Dienstherrn sei, 
sondern, dass es gut für die 
Menschen ist.

Die Feierstunde war ein Abend 
voller, teils emotionaler Rück-
blicke und Erinnerungen, aber 
auch mit klaren Aussichten für 
die Zukunft. Ebenso aber ein 
Abend der Geselligkeit, des 
 Feierns. Dazu trugen sowohl 
die Musiker des Quartetts Flo-
rence als auch die Kabarettis-
ten „Breschke und Schuch“ 
sehr gelungen bei.  

< Neue Homepage

Schöner, informativer und benutzerfreundlich –  
Der SBB hat eine neue Homepage.

Nach vielen anstrengenden Arbeitsstunden haben wir es voll-
bracht. Unsere neue Seite ist online. Dank der fleißigen Mitarbeiter 
der dbb Internetredaktion dürfen wir uns nun über die neue Seite 
freuen. Was ist anders? Ab sofort finden Sie eine Chronik über den 
SBB, eine benutzerfreundliche Navigationsstruktur und ein kom- 
plett überarbeitetes Layout. Besuchen Sie unsere Seite, und ent-
decken Sie unsere Neuheiten! www.sbb.de

< Die Ehrengäste des Jubiläums: Klaus Dauderstädt, Ingrid Biedenkopf, 
Prof. Dr. Kurt Biedenkopf, Claus Weselsky, Pia Weselsky (von links). 

< Markus Ulbig, Sächsischer Staatsminister des Innern (Mitte), mit  einem 
Teil der Landesleitung.

< Klaus Dauderstädt, dbb Bundesvorsitzender, und Prof. Dr. Kurt Bieden-
kopf, Ministerpräsident a. D., im Gespräch.

< Am 20. April 2016 fand in der SBB-Geschäftsstelle der erste Informations-
abend für unsere Mitglieder statt. In Zusammenarbeit mit der DBV wur-
den die 15 Teilnehmer zum Thema „Dienstunfähigkeit – was bekomme ich 
im Ernstfall“ informiert. Unser nächster Informationsabend erfolgt im Mai 
2016, Schwerpunkt wird die Altersversorgung von Frauen im Alter sein.
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Seniorenmitbestimmungsgesetz:

Kein Ende in Sicht! 
Am 4. April 2016 fand die öffentliche Anhörung 
zur Drucksache Drs. 6/3471 „Gesetz zur Stärkung 
der Mitwirkung, Mitbestimmung und Interessen-
vertretung von Seniorinnen und Senioren im Frei-
staat (Sächsisches SeniorInnenmitbestimmungs-
gesetz – SächsSenMitbestG) im Landtag statt.

Der Gesetzesentwurf wurde 
von der Fraktion Die Linke in 
den Landtag eingebracht. Te-
nor der Veranstaltung war, 
dass Sachsen ein solches 
 Gesetz dringend benötigt. 
 Deshalb sollte im Landtag  
eine zielführende zügige Über-
arbeitung des vorliegenden 
Entwurfes erfolgen.

Neun Sachverständige wurden 
mit einem Gutachten beauf-
tragt. Sechs davon trugen ihre 

unterschiedlichen Auffassun-
gen vor. Beispielhaft führte Dr. 
Ing. Fritz Michalczyk (Mitglied 
im Seniorenbeirat der Landes-
hauptstadt Dresden) aus, dass 
im Bundesrat vier Vertreter aus 
Sachsen im Namen von 1,24 
Millionen Rentnerinnen und 
Rentnern unter anderem über 
eine Rentenwertverordnung 
abstimmen, obwohl kein Rent-
ner vorher Teilhabe an dem po-
litischen Abstimmungsprozess 
hat. Dies gilt auch für die Müt-

terrente, Rentenwert Ost-West 
und eventuelle beitragsfremde 
Verwendung des Eigenkapitals 
der Senioren. Der DGB kritisier-
te die Haltung des Landtages, 
der den Gesetzesentwurf des 
DGB aus dem Jahre 2007 ab-
lehnte, ohne im zuständigen 
Sozialministerium bislang ei-
nen geeigneten Entwurf zu 
 erarbeiten. 

Rita Müller, Vorsitzende  
der SBB-Seniorenvertretung

< Glückwünsche

Der SBB – Beamtenbund 
und Tarifunion Sachsen 
 gratuliert herzlich:

Eva Fehrke    GdS 
zur Berufung zur ehren-
amtlichen Richterin beim 
Arbeitsgericht Dresden

Matthias Bilek GdL 
Holger Westphal GdL 
zur Berufung zu ehren-
amtlichen Richtern beim 
Arbeitsgericht Leipzig

Tag der offenen Tür:

Die „Staumacher“
Am ersten Märzsamstag 2016 öffneten sachsen-
weit alle sieben Autobahnmeistereien im Frei-
staat erstmals ihre Fuhrparks, Werkstätten und 
Verkehrsschilderlager zum Tag der offenen Tür – 
mit großem Erfolg. 

Über 1 000 Neugierige stürm-
ten die Autobahnmeistereien.
Hintergrund dieses Aktionsta-
ges war das Werben um mehr 
Verständnis für die Arbeit der 
Männer in Orange, und gleich-
zeitig konnten sich die Schüler 
über den Beruf des Straßenwär-
ters informieren. „Wenn man 
uns auf der Autobahn begeg-
net, sind unsere Mitarbeiter ja 
kaum zu übersehen – denn oft 
sind wir dann leider gerade An-
lass für Ungemach beim Auto-
fahrer“, erläutert der Präsident 
des Landesamtes für Straßen-
bau und Verkehr, Rainer Förster. 
„Wir wollen zeigen, welche Ver-

antwortung wir tagtäglich für 
die Sicherheit auf Sachsens Au-
tobahnen übernehmen und 
was wir dafür leisten.“ 

Wer kennt das nicht: Man fährt 
auf der Autobahn, muss pünkt-
lich zum nächsten Termin kom-
men – und dann blockiert eine 
Baustelle einen oder zwei Fahr-
streifen, die Geschwindigkeit 
wird auf 80 Kilometer/Stunde 
heruntergesetzt und Männer 
und Frauen in Warnkleidung 
arbeiten auf den gesperrten 
Spuren – nervig. An diesem Tag 
gab es allerdings Gelegenheit 
zu erfahren, für wen das alles 

mindestens genauso nervig, 
vor allem aber viel gefährlicher 
ist: für diese orange gekleide-
ten Arbeiter. Denn oft werden 
sie aus dem heruntergekurbel-
ten Seitenfenster beschimpft 
oder sogar mit Gegenständen 
beworfen.

Der Leiter der Autobahnmeis-
terei Leipzig, Timo Krepel, lei-
tet den Einsatz der Kollegen 
von seinem Schichtleiterzim-
mer. Hier stehen zwei Compu-
ter, auf denen alle Autobahnen 
im Freistaat zu sehen sind und 
ständig die aktuellen Daten 
des Deutschen Wetterdienstes 
eingehen. Im Winter, wenn die 
Kollegen sieben Tage die Wo-
che im Drei-Schicht-System ar-

beiten, ist das besonders wich-
tig. „Über Glättemeldeanlagen, 
die als Schleifen in die Fahr-
bahnen eingebracht sind, er-
fahren wir sofort, wenn es ir-
gendwo kritisch wird“, sagt 
Krepel. Neuralgische Punkte 
seien Brücken. Heute ist alles 
im grünen Bereich. „An solchen 
Tagen können wir uns ums 
Grün und den Müll kümmern“, 
fügt der Autobahnmeister 
schmunzelnd hinzu.

Viele der zahlreichen Besucher 
an diesem Tag sehen die Arbeit 
der „Staumacher“ nun aus einer 
ganz anderen Sicht. Nach dem 
großen Interesse wurde be-
schlossen: Im Herbst gibt es den 
zweiten Tag der offenen Tür. 

< Rechts der Präsident des Landesamtes für Straßenbau und Verkehr 
 (LASuV), Rainer Förster, links daneben der Leiter der Autobahnmeisterei, 
Timo Krepel.

pr
iv

at
pr

iv
at

> dbb regional magazin | Mai 2016

dbb regional

10

Sa
ch

se
n

>



< 12. Frauenpolitische Fachtagung in Berlin

Konnten Sie sich vor 20 Jahren 
vorstellen, dass Sie heute nicht 
in eine Bibliothek gehen und 
nach Informationen suchen, 
sondern im Internet nach-
schauen? Oder dass Sie mit Ih-
rem Telefon unterwegs mal 
schnell ein Foto oder Video auf-
nehmen und verschicken? Die 
neue digitale Welt macht es 
möglich. Mit ihr haben wir in 
unserer Arbeitswelt ganz neue 
Möglichkeiten. Aber sie birgt 
auch Risiken. Zum digitalen 
Wandel im öffentlichen Dienst 
fand am 12. April 2016 in Berlin 
die 12. Frauenpolitische Fachta-
gung der dbb bundesfrauenvertretung statt. Gerade junge Frauen 
und Männer möchten flexibel und familienorientiert arbeiten. 
Durch neue Kommunikationstechnologien und -methoden kann 
Arbeit zeitlich und räumlich besser an die Familiensituation ange-
passt werden. Damit der öffentliche Dienst attraktiv bleibt, müs-
sen öffentliche Arbeitgeber verstärkt auf neue Kommunikations-
techniken, flexible Arbeitszeitmodelle und mobile Arbeitsplätze 
setzen. Aber diese neuen flexiblen Möglichkeiten enthalten auch 
Risiken. Durch die zunehmende Vermischung von Arbeits- und pri-
vater Zeit sowie der weiteren Arbeitsverdichtung kann es zu einer 
höheren Belastung (Arbeit, Haushalt, Familie, Ehrenämter und so 
weiter) und somit zu Stress, gesundheitlichen Problemen sowie 
längeren Ausfallzeiten führen.

Unter dem Titel „Digitalisierte Welt: Frauen 4.0 – rund um die Uhr 
vernetzt?“ haben Expertinnen und Experten aus Wissenschaft, 
Verwaltung und Verbänden die aktuellen Trends analysiert und 
diskutiert. Weitere Informationen zu den Vorträgen sowie zur Po-
diumsdiskussion können Sie unter www.dbb.de nachlesen. Im Bild: 
Ingrid Bernhardt, Nannette Seidler, Helene Wildfeuer und Sabine 
Marz (von links).

SB
B

< Zukunftsfähigkeit des öffentlichen Dienstes  
 
Am 26. April 2016 fand das Seminar zum Thema Staatspolitik – Personal-
management im Kloster Nimbschen statt. Teilnehmer waren die Landes-
leitung und Mitglieder des Landesvorstandes des SBB. Diskutiert und 
informiert wurde zum Thema Abschlussbericht der Kommission zur um-
fassenden Evaluation der Aufgaben, Personal- und Sachausstattung, wie 
weiter mit dem öffentlichen Dienst? Unser Gast Marko Schiemann (MdL) 
bewertete die Situation wie folgt: „Das Papier ist eine Chance, die jetzt 
genutzt werden muss.“ Im weiteren Teil des Seminars informierten 
 Isabell Marth, stellvertretende Referatsleiterin (Referat 21 im SMWA) 
und Klaus-Peter Schölzke, stellvertretender Landesvorsitzender des SBB, 
zum Thema Fachkräfteallianz. Im Bild: die Teilnehmer des Seminars mit 
Marko Schiemann MdL (links).
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Koalitionsvertrag 2016:

Beamte erhalten wieder Weihnachtsgeld
Die bundesweit erste schwarz-rot-grüne Landesre-
gierung in Sachsen-Anhalt ist perfekt, der Koaliti-
onsvertrag steht, die Ministerien sind verteilt, der 
Ministerpräsident gewählt. Reiner Haseloff kün-
digte ein Sofortprogramm der neuen Landesregie-
rung an: Es werden mehr Lehrer und mehr Polizis-
ten eingestellt. Das Weihnachtsgeld soll wieder 
eingeführt, die Kostendämpfungspauschale in Bei-
hilfe und Heilfürsorge abgeschafft und die Lebens-
arbeitszeit für Beamtinnen und Beamte angeho-
ben werden. So steht es im Koalitionsvertrag. 

CDU, SPD und Grüne haben 
sich auf gemeinsame politische 
Schwerpunkte für die nächsten 
fünf Jahre geeinigt. Der Ver-
trag für ein schwarz-rot-grünes 
Bündnis umfasst 145 Seiten. 
Was steht im Papier? Wo gibt 
es Schnittmengen zum öffent-
lichen Dienst? Der öffentlichen 
Verwaltung ist im Koalitions-
vertrag ein eigener Unterab-
schnitt gewidmet. Darin heißt 
es zunächst allgemein, dass 
das Rückgrat des öffentlichen 
Dienstes sein Personal ist. Nur 
mit motivierten Mitarbeitern 
kann die Verwaltung für die 
Bürgerinnen und Bürger erfolg-
reich arbeiten. Um die Leis-
tungsfähigkeit der öffentlichen 
Verwaltung dauerhaft sicher-
zustellen, werden die Koaliti-
onspartner den öffentlichen 
Dienst schrittweise attraktiver 
gestalten. 

< Besoldung  
wird angepasst

Und dann wird es konkret: Die 
Beamtenbesoldung soll noch 
2016 an die aktuelle Rechtspre-
chung des Bundesverfassungs-
gerichts zur amtsangemesse-
nen Alimentation angepasst 
werden. Die Kostendämp-
fungspauschale für Beihilfe 
und Heilfürsorge wird zum 
1. Januar 2017 ersatzlos ge-
strichen. Als Jahressonder-
zahlung wird ab 2017 eine 

 Pauschale für die Besoldungs-
gruppen bis A 8 von 600 Euro, 
ab A 9 von 400 Euro sowie für 
Anwärter und Versorgungs-
empfänger von 200 Euro ge-
zahlt. 

< Zeitgleiche Übertragung

Die Tarifabschlüsse der öffent-
lich Beschäftigten werden 
künftig ohne zeitliche Ver-
schiebung besoldungsrechtlich 
umgesetzt. Die Vertragspart-
ner bekennen sich ausdrücklich 
zum Verbleib in der Tarifge-
meinschaft deutscher Länder. 
Die landesbezogenen Tarifver-
träge zur Altersteilzeit (TV ATZ 
LSA, TV ATZ-F LSA) und zur Teil-
zeit (Teilzeit TV LSA, Teilzeit 
TV Schulen LSA 2014), die am 
31. Dezember 2016 auslaufen, 
werden nicht verlängert. Die 
Gewährung von Teilzeit im 
Rahmen der bestehenden Vor-
schriften ist davon aber nicht 
berührt. CDU, SPD und Grüne 
sind sich einig, im Landesbesol-
dungsgesetz alle Hindernisse 
zu beseitigen, die einer Gleich-
stellung von Lehrkräften all-
gemeinbildender und berufs-
bildender Schulen mit einer 
Ausbildung als Lehrer nach 
dem Recht der DDR (mit einer 
Lehrbefähigung für zwei Fä-
cher) mit Lehrkräften neuen 
Rechts entgegenstehen. Die 
Eingruppierung der Lehrkräfte 
für besondere Aufgaben an 

den Fachhochschulen soll im 
Rahmen der Ermächtigung der 
Tarifgemeinschaft deutscher 
Länder verbessert werden. Au-
ßerdem soll die Versorgungs-
lücke der kommunalen Wahl-
beamten „der ersten Stunde“ 
geschlossen werden, indem 
ihre damaligen Zeiten im An-
gestelltenverhältnis versor-
gungswirksam anerkannt 
 werden. 

Auf der Agenda von CDU, SPD 
und Grünen steht auch die Ver-
längerung der beamtenrecht-
lichen Lebensarbeitszeit auf 
67 Jahre, für Beamte im Polizei- 
und Justizvollzugsdienst sowie 
im Einsatzdienst der Feuer-
wehren bis zur Besoldungs-
gruppe A 11 auf 61 Jahre und 
ab Besoldungsgruppe A 12 auf 
62 Jahre. Ein bereits im August 
2014 von der CDU/SPD-geführ-
ten Landesregierung auf den 
Weg gebrachtes umfangrei-
ches Gesetzespaket mit der 
schrittweisen Anhebung der 
Pensionsaltersgrenzen sowie 
einer Vollregelung der Alters-
versorgung der Beamten war 
gescheitert, weil sich CDU und 
SPD uneins über die Anhebung 
der besonderen Altersgrenzen 
für Beamte in den Vollzugs-
diensten und im feuerwehr-

technischen Einsatzdienst 
 waren. Während SPD-Innen-
experte Rüdiger Erben die For-
derung des dbb unterstützte 
und wegen besonders belas-
tender Tätigkeiten Sonder-
regelungen etwa für Polizei-
vollzugsbedienstete und 
Feuerwehrbeamte forderte, 
ging die Forderung CDU-Poli-
tikern zu weit. Sie argumen-
tieren, dass Ausnahmen zur 
 Regel und in der Polizei dann 
die meisten Vollzugsbeamten 
 weiter mit 60 Jahren in den 
 Ruhestand gehen würden. Der 
Abstand von sieben Jahren 
zwischen Polizeivollzugsbeam-
ten und zum Beispiel verbeam-
teten Lehrern sei zu hoch und 
ungerecht, argumentierte 
CDU-Finanzexpertin Eva Feuß-
ner damals. Die Beamtinnen 
und Beamten hatten sich über 
die Schonfrist gefreut, wussten 
aber auch, dass aufgeschoben 
nicht aufgehoben bedeutet 
und die beamtenrechtlichen 
Altersgrenzen nach den Land-
tagswahlen schnell wieder 
Thema sein werden. 

< Novelle des PersVG LSA

Ein anderes Projekt, das die 
CDU/SPD-Koalition in der letz-
ten Legislaturperiode nicht 
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umgesetzt hatte, war die No-
velle des Landespersonalver-
tretungsgesetzes. Auch das 
Thema fand wieder Einzug in 
den Koalitionsvertrag: Das Per-
sonalvertretungsgesetz soll 
mit Blick auf den Personalab-
bau und die Umstrukturierun-
gen in den öffentlichen Ver-
waltungen moderner und 
flexibler ausgestaltet werden. 
Konkret vereinbarten CDU,  
SPD und Grüne, die Freistel-
lungsgrenze für die Mitglieder 
des Personalrates von bisher 
300 Beschäftigten auf 250 
 Beschäftigte herabzusetzen, 
die Arbeitsgemeinschaft der 
Hauptpersonalräte als Bera-
tungsgremium im Gesetz zu 
verankern und die Wahl des 
Vorstandes des Personalrates 
gerechter auszugestalten, in-
dem alle im Personalrat vertre-
tenen Gruppen chancengleich 
berücksichtigt werden. 

Einig sind sich die Koalitions-
partner auch darüber, das viel 
kritisierte Personalentwick-
lungskonzept (PEK) zu überar-
beiten. Das PEK soll auf der 
Grundlage einer Zielzahl von 
18,7 je 1 000 Einwohner bis 
Ende des Jahres 2020 neu aus-
gerichtet werden. Dazu haben 
die Vertragspartner vereinbart, 
dass Anreize zur Steuerung des 
Personalbedarfs durch die Bil-
dung von Budgets geschaffen 
werden, befristete Stellen 
durch die Fachministerien  

 entfristet werden können und 
jeder Beschäftigte mit einer 
Stelle im Stellenplan unter-
setzt wird. Das Landesverwal-
tungsamt als Bündelungsbe-
hörde soll auch die nächsten 
fünf Jahre die zentrale Landes-
behörde für die operative Auf-
gabenerledigung sein. Fachlich 
zusammenhängende Aufga-
benbereiche sollen grundsätz-
lich auf einer Behördenebene 
gebündelt werden. Hierzu soll 
auch die Kommunalisierung 
bisher staatlich wahrgenom-
mener Aufgaben umfassend 
geprüft werden.

< Zündstoff enthalten

Um die Qualität und die geziel-
te Nachwuchsgewinnung in 
der öffentlichen Verwaltung 
Sachsen-Anhalts zu stärken, 
kann die interne Fachhoch-
schulausbildung einen wert-
vollen Beitrag leisten, heißt es 
im Koalitionsvertrag. Die Koali-
tionspartner prüfen daher die 
Einführung einer entsprechen-
den dualen Ausbildung für die 
Laufbahngruppe 2 im ersten 
Einstiegsamt. Schnittmengen 
zum öffentlichen Dienst gibt es 
im Koalitionsvertrag noch an 
vielen anderen Stellen. Da der 
Vertrag erst unmittelbar vor 
Redaktionsschluss vorlag, hat 
sich die Redaktion darauf be-
schränkt, über das Regierungs-
programm zu informieren, 
ohne einzelne Vorhaben zu 

 bewerten. „Zündstoff“ bietet 
der Koalitionsvertrag jede 
Menge. Erste Unmutsbekun-
dungen von Beamtinnen und 
Beamten gibt es bereits, weil 
das Weihnachtsgeld erst ab 
2017, und zwar als Festbetrag, 
gezahlt und nicht wie vom dbb 
gefordert, in die Besoldungsta-

belle eingebaut werden soll. 
Aufgabe des dbb und seiner 
Mitgliedsgewerkschaften wird 
es in den nächsten Tagen und 
Wochen sein, die Ziele und 
Aufgaben, die sich CDU, SPD 
und Grüne für die kommenden 
fünf Jahre gestellt haben, zu 
bewerten.  

< Kehrtwende in der Personalpolitik

Bereits vor den Koalitions-
verhandlungen hat sich dbb 
Landesvorsitzender Wolfgang 
Ladebeck über seine Erwartun-
gen an CDU, SPD und Grüne 
geäußert: „Ich gehe davon aus, 
dass die Grundsätze der Perso-
nalpolitik Gegenstand der Ver-
handlungen sein werden. Wir 
erwarten von den potenziellen 
Koalitionspartnern eine Kurs-
korrektur in der Personalpoli-
tik“, sagte Ladebeck. Das 
 Ergebnis des radikalen Stel-
lenabbaus in den vergangenen 
Jahren sei eine in weiten Teilen 
handlungsunfähige öffentliche 
Verwaltung. „Wir brauchen nicht nur mehr Lehrer und Polizisten, 
wir brauchen dauerhaft mehr Personal in der Landesverwaltung“, 
so der dbb Landeschef.

Ladebeck erinnerte CDU, SPD und Grüne auch an ihre Zusage vor 
der Wahl, eine amtsangemessene, verfassungskonforme und kon-
kurrenzfähige Besoldung herzustellen, indem unter anderem die 
Sonderzahlung wieder eingeführt und die Kostendämpfungspau-
schale abgeschafft wird. Zur Wertschätzung für die Bediensteten 
der Landesverwaltung gehört auch, dass Haushaltsvorsorge für 
Beförderungen und Stellenhebungen getroffen wird. Schließlich 
erwarten die Beamten und Versorgungsempfänger, dass sie nicht 
von der Lohnentwicklung abgekoppelt werden. Deshalb gehört in 
den Koalitionsvertrag auch, dass künftige Tarifergebnisse inhalts- 
und zeitgleich auf die Beamten und Versorgungsempfänger über-
tragen werden.

Außerdem fordert der dbb ein deutliches Bekenntnis zur Beibehal-
tung des Beamtenstatus mit absolutem Streikverbot. Ladebeck: 
„Nur das strikte Streikverbot sichert der Bevölkerung an 365 Tagen 
im Jahr staatliche Leistungen.“

Nachdem die Modernisierung des Landespersonalvertretungsge-
setzes in der vergangenen Legislaturperiode gescheitert war und 
CDU und SPD den Koalitionsvertrag in diesem Punkt nicht erfüllt 
haben, reiche ein bloßes Bekenntnis der Koalitionspartner zur Mo-
dernisierung des Personalvertretungsgesetzes nicht aus. Bereits 
im Koalitionsvertrag sollten wesentliche Inhalte der Novelle des 
Landespersonalvertretungsgesetzes festgeschrieben werden, so 
Ladebeck. Dazu zählten unter anderem die Erweiterung der Mitbe-
stimmungstatbestände, die Anpassung der Beteiligungsrechte des 
Personalrates an bestehende datenschutzrechtliche Regelungen, 
die Verbesserung der Arbeitsbedingungen der Personalvertretun-
gen, die Bildung einer Konferenz oder Arbeitsgemeinschaft der 
Hauptpersonalräte sowie die Wiedereinführung des Gruppen-
prinzips bei der Wahl des Vorstandes.

< Die Landeschefin der Deutschen Steuer-Gewerkschaft, Iris Herfurth, und 
ihre Vorstandskollegen Rainer Urban und Andreas Köditz trafen am 19. April 
2016 ein letztes Mal mit Finanzminister Jens Bullerjahn (SPD) zusammen, 
auch um sich offiziell vom stets dialogbereiten obersten Dienstherrn der 
Beschäftigten und Beamten in der Finanzverwaltung zu verabschieden.
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DPolG und DSTG:

Mehr Personal einplanen
Eine Überarbeitung des Personalentwicklungskonzeptes fordern die 
 Deutsche Polizeigewerkschaft und die Deutschen Steuer-Gewerkschaft.

Die Deutsche Polizeigewerk-
schaft fordert mindestens 
7 000 Polizeivollzugsbeamte 
und 1 500 Stellen für die Poli-
zeiverwaltung, um die innere 
Sicherheit im Land zu gewähr-
leisten. Deshalb sollen in der 
Landespolizei 450 Einstellun-
gen pro Jahr vorgenommen 
werden. Ganz oben auf der Pri-
oritätenliste der Gewerkschaft 
stehen zudem jährlich kontinu-
ierliche Beförderungen in allen 
Besoldungsstufen und Höher-
gruppierungen in den Entgelt-
gruppen, erleichterte Aufstiege 
von Beamten der Laufbahn-
gruppe 1 in die Laufbahngrup-
pe 2, die Fortführung der Be-
schäftigungssicherung über 
das Jahr 2016 hinaus, Verbes-
serungen in Bekleidung, Tech-
nik und Ausrüstung, die Verrin-
gerung der Einsatzbelastung 
der Einsatzhundertschaften 
und Spezialeinheiten, die Ru-
hegehaltsfähigkeit der Polizei-
zulage, die Anwendung des be-
hördlichen Rechtsschutzes und 
die Wiedereinführung der Frei-
en Heilfürsorge. Die Deutsche 
Polizeigewerkschaft lehnt die 

Anhebung der besonderen Al-
tersgrenzen für den Polizeivoll-
zugsdienst und feuerwehr-
technischen Vollzugsdienst 
grundsätzlich ab, zumindest 
sollten aber Schicht- und 
Wechselschichtdienstjahre 
 angerechnet werden. 

Auch die Deutsche Steuer- 
Gewerkschaft wies schon vor 
der Landtagswahl auf fehlen-
des Personal in den Finanzäm-
tern hin. „Der Zusammenhang 
zwischen Steuereinnahmen 
und einer funktionierenden 
Gesellschaft wird oft ver-
kannt“, sagte DSTG-Lande-
schefin Iris Herfurth. Die Zu-
kunft Sachsen-Anhalts hänge 
auch von den Steuereinnah-
men ab. „Einnahmen bedeuten 
nämlich bezahlbaren Wohn-

raum, Sanierung von Schulen 
und Kitas, Ausbau des Nahver-
kehrs, Sanierung von Straßen 
und Brücken, bessere Bildungs-
chancen für alle und mehr sozi-
ale Sicherheit“, so Herfurth. 
Die konsequente Anwendung 
der Steuergesetze mit einer 
Gleichmäßigkeit der Besteue-
rung müsse oberste Priorität 
haben. Steuerhinterziehung 
dürfe nicht zum Volkssport 
werden. Die Kürzung von über 
100 Stellen im Betriebsprü-
fungsdienst sei daher kontra-
produktiv. Ganz oben stehe 
deshalb die Überarbeitung des 
Personalentwicklungskonzep-
tes mit dem Ziel, den Personal-
abbau zu stoppen und den 
Weg für mehr Neueinstellun-
gen in der Finanzverwaltung 
wieder frei zu machen. 

dbb Lehrerverbände:

In Bildungsqualität investieren
Nach dem ersten Krisentreffen des Koalitionsausschusses zum Thema Bil-
dung haben sich auch die dbb Lehrergewerkschaften an die Parteispitzen 
von CDU, SPD und Grüne gewandt und ihre Erwartungen an eine Kenia- 
Koalition geäußert.

Statt in Schulstrukturen müsse 
die neue Landesregierung in Bil-
dungsqualität investieren, so 
der gemeinsame Tenor der dbb 
Lehrergewerkschaften. Der Ver-
band Bildung und Erziehung, 

der Philologenverband Sach-
sen-Anhalt, der Sekundarschul-
lehrerverband, der Verband der 
Lehrer an Wirtschaftsschulen 
und der Berufsschullehrerver-
band seien davon überzeugt, 

dass das gegliederte Schulsys-
tem die geeignete Organisati-
onsform ist, um Schülerinnen 
und Schüler unabhängig von 
ihrer sozialen Herkunft am bes-
ten begabungs- und leistungs-

< Kommentar

Eklat im Landtag
Der Landtag von Sachsen-
Anhalt ist am 13. April 2016 
gleich mit einem Eklat in die 
neue Wahlperiode gestar-
tet. Zum ersten Mal in der 
Geschichte des Landtages 
ist ein Vizepräsident im ers-
ten Wahlgang durchgefal-
len. So ergangen ist es dem 
Exfraktionschef der Linken, 
Wulf Gallert. Er erhielt nur 
39 Stimmen, 44 wären not-
wendig gewesen. Erst nach 
einer Auszeit und Beratun-
gen zwischen Linken, Grü-
nen, SPD und CDU wurde 
Gallert im zweiten Wahl-
gang mit 45 Stimmen knapp 
gewählt. Die AfD, die ei-
gentlich einen der beiden 
Stellvertreterposten einspa-
ren wollte, hatte dagegen 
leichtes Spiel, ihren Kandi-
daten durchzubringen. 

Zünglein an der Waage wa-
ren offenbar CDU-Abgeord-
nete, die den AfD-Kandi-
daten mitgewählt, Wulf 
Gallert aber zunächst die 
Gefolgschaft verweigert 
hatten. Das hat besonders 
die SPD und die Grünen er-
zürnt. Es gehört zu den un-
geschriebenen Gesetzen, 
dass alle aufgestellten Kan-
didaten der drei größten 
Fraktionen auch die erfor-
derliche Mehrheit erhalten. 
Zuvor war Hardy Peter Güs-
sau von der CDU mit nur 47 
Stimmen als Landtagspräsi-
dent gewählt worden. 

Das war alles andere als ein 
guter Start in die siebente 
Wahlperiode. Die schlech-
ten Wahlergebnisse des 
Landtagspräsidenten und 
seiner Stellvertreter sind 
Wasser auf die Mühlen de-
rer, die einer „Kenia-Koaliti-
on“ kritisch gegenüberste-
hen. Der Wind im Landtag 
wird rauer werden.

Dr. Karola Gargelmann
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DSTG auf Bildungsreise 
in Straßburg 
Die Ortsverbände Merseburg und Naumburg der 
Deutschen Steuer-Gewerkschaft Sachsen-Anhalt un-
ternahmen vom 10. bis 14. April 2016 eine politische 
Bildungsreise nach Straßburg. Auf dem Programm 
stand der Besuch der europäischen Institutionen. 

Mit dem Ziel, mehr Einblick in 
die Politik Europas zu bekom-
men, führte die Reise durchs 
Europaparlament und den 
 Europarat. Die Abgeordnete 
Gesine Meißner erläuterte 
Aufbau und Arbeit des Euro-
paparlaments. Die Gruppe 
 besuchte eine Debatte des 
 europäischen Parlaments  
mit Parlamentspräsident 
 Martin Schulz. Parlamenta- 
rier und Gäste erhoben sich  
zu einer Schweigeminute im 
Gedenken an die Terroropfer 
von Brüssel. 

Im Europarat, der sich vor al-
lem um den Schutz der Demo-
kratie und Menschenwürde 
kümmert, erfuhr die Reise-
gruppe, dass vor dem Euro-
päischen Gerichtshof für 
 Menschenrechte derzeit rund 
100 000 Klagen wegen Men-
schenrechtsverletzungen 
 anhängig sind. Neben dem 
 Besuch der europäischen Ins-
titutionen stand, auch eine 
Stadtbesichtigung unter an-
derem zum Straßburger Müns-
ter mit seiner Weltzeituhr, auf 
dem Programm.  

< Berufungen ehrenamtlicher Richter

Das Landesarbeitsgericht Sachsen-Anhalt hat zum 1. Mai 2016 
Frank Albrecht, Harald Köhler (Gewerkschaft Deutscher Lokomo-
tivführer), Michael Stief (Gewerkschaft Technik und Naturwissen-
schaft im öffentlichen Dienst), das Arbeitsgericht Dessau-Roßlau 
Kathrin Loße (Gewerkschaft der Sozialversicherung), das Arbeits-
gericht Halle Steffen Ceglarski, Steffen Fritz (Deutsche Verwal-
tungsgewerkschaft), Eike Waldmann (vbba – Gewerkschaft Arbeit 
und Soziales), das Arbeitsgericht Magdeburg Dr. Karola Gagelmann 
(dbb sachsen-anhalt), Thomas Hesse (Deutsche Verwaltungs-Ge-
werkschaft), Patricia Tacke (vbba – Gewerkschaft Arbeit und Sozia-
les) und das Arbeitsgericht Stendal Jeanette Erdmann (Gewerk-
schaft der Sozialversicherung) zu ehrenamtlichen Richterinnen 
und Richtern berufen.

< Auf der Reise nach Straßburg: Gewerkschafter der DSTG-Ortsverbände 
Merseburg und Naumburg. Mit dabei waren auch Mitglieder und inte-
ressierte Kolleginnen und Kollegen der Finanzämter Bitterfeld-Wolfen, 
Dessau, Halle und Magdeburg.
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gerecht zu unterrichten und zu 
fördern. Die Umwandlung be-
stehender Schulen in Gemein-
schaftsschulen und weitere 
Neugründungen müssten des-
halb beendet werden.

Statt das Schulsystem in Sach-
sen-Anhalt mit viel Geld, aber 
ungewissem Ergebnis struktu-
rell umzubauen, müssten die 
bestehenden Schulen verläss-
lich personell und materiell 
ausgestattet werden, damit sie 
ihren Bildungsauftrag erfüllen 
und sich inhaltlich weiterent-
wickeln können. Deshalb for-
dern die Lehrerverbände des 
dbb sachsen-anhalt, dass die 
CDU mit der Übernahme des 
Kultusministeriums die bil-
dungspolitische Verantwor-
tung im Land übernimmt. 

Mit Sorgen betrachten die 
Bundesvorsitzenden des Real-
schullehrerverbandes (VDR), 
Jürgen Böhm, und des Deut-
schen Philologenverbandes 

(DPhV), Heinz-Peter Meidinger, 
die Koalitionsvereinbarung in 
Sachsen-Anhalt. Beide Ver-
bandsvorsitzenden begrüßen 
zwar das Bemühen der politi-
schen Verhandlungspartner 
von Grünen, CDU und SPD in 
Sachsen-Anhalt um einen 
Schulfrieden, um wieder Ver-
lässlichkeit und Ruhe an die 
Schulen zu bringen und weite-
re Reformexperimente auf 
Kosten der Kinder und Jugend-
lichen zu verhindern. Gleichzei-
tig kritisieren sie aber die sich 
abzeichnenden weitreichen-
den Zugeständnisse der Union 
an ihre jeweiligen Koalitions-
partner, die eher eine weitere 
Aushöhlung des differenzier-
ten Schulwesens und weitere 
Qualitätsverluste beim Bil-
dungsniveau erwarten lassen. 
VDR-Vorsitzender Jürgen Böhm 
betonte, dass die Zulassung 
weiterer Gemeinschaftsschu-
len in Sachsen-Anhalt einem 
Schulfrieden diametral im 
Wege stehe. 

dbb regional <



Vorschaltgesetz:

Regelungen für Beamte  
und Beschäftigte fehlen
Der erste Teil der Verwaltungs-, Funktional- und Gebietsreform in Thüringen 
hat am 21. April 2016 den Landtag erreicht. Das Parlament hat sich erstmals 
mit einem Gesetzentwurf der rot-rot-grünen Regierung beschäftigt. Nach 
dem Gesetz sollen Städte und Gemeinden bis 31. Oktober 2017 Zeit für frei-
willige Zusammenschlüsse haben. 

Gemeinden sollen künftig eine 
Mindestgröße von 6 000 Ein-
wohnern erreichen, Kreise von 
mindestens 130 000 Einwoh-
nern. Trotz zahlreicher Regelun-
gen in diesem Gesetz, welche 
unter anderem den Zusam-
menschluss von Gemeinden 
und Landkreisen zur Folge ha-
ben, macht dieses Gesetz je-
doch keine Aussagen zu den 
Auswirkungen auf die Beschäf-
tigten – sowohl über die Beam-
ten als auch die Tarifbeschäf-
tigten. 

Für den tbb entsteht der Ein-
druck, dass eine Rahmenrege-
lung für die Beschäftigten al-
lein deshalb in diesem Gesetz 
unterblieben ist, um die Betei-
ligung der gewerkschaftlichen 
Spitzenverbände zu unterlau-
fen. 

Daher muss bereits zum jetzi-
gen Zeitpunkt gewährleistet 
werden, dass bei dem Prozess 
der Vergrößerung von Land-
kreisen und Zusammenlegung 
von Behörden die Bediensteten 
in diesen Veränderungsprozess 
frühzeitig eingebunden wer-
den und diesen Weg mitge-
stalten können. Regionalkon-
ferenzen sind hierfür nicht 
ausreichend.

Der tbb mahnt an, dass er als 
gewerkschaftliche Spitzenor-
ganisation frühzeitiger in das 
Verfahren hätte eingebunden 
werden müssen, da es auch 
mit den Vorhaben des Vor-
schaltgesetzes um die Belange 
der Bediensteten geht. 

Die Mängel im Verfahren bei 
der Rekommunalisierung der 
Grundschulhorte dürfen nicht 
wiederholt werden: Erst müs-
sen die Rahmenbedingungen 
für das Personal stehen – dann 
kann Veränderung erfolgen!

Ohne weitergehende Regelun-
gen für die Tarifbeschäftigten 
in diesem Gesetzentwurf wä-
ren nach jetzigem Stand – Auf-
lösung bestehender Kommu-
nen und Neubildung größerer 
Einheiten – die Tarifbeschäftig-
ten über § 613 a BGB nur für 
ein Jahr geschützt vor betriebs-
bedingten Kündigungen. Der 
Schutz vor verschlechterten 
Arbeitsbedingungen greift nur 
bedingt, da die Angestellten 
von einem Tarifvertrag in den 
nächsten wechseln. 

Die Arbeitnehmer haben ge-
genüber dem neuen Dienst-
herrn (Gemeinde, Landkreis, 

gegebenenfalls Land) nur ei-
nen Anspruch, eine Tätigkeit 
übertragen zu bekommen, die 
ihrer Entgeltgruppe entspricht. 
In diesem Rahmen kann der 
neue Arbeitgeber im Rahmen 
des Direktionsrechts auch an-

dere als die bisher ausgeübten 
 Tätigkeiten übertragen.

Mit dem Wechsel gehen ohne 
besondere Regelungen die Ju-
biläumsdienstjahre verloren. 
Auch Erfahrungsstufen werden 
neu bestimmt, Urlaubsgeneh-
migungen verfallen.

Die verbeamteten Kollegen 
sind zwar teilweise geschützt 
über das Beamtenrecht. Be-
willigungen auf Teilzeit sind 
 jedoch zu widerrufen (§ 65 
ThürBG), auch eine Versetzung 
bedarf nicht der Zustimmung 
des Beamten (§ 11 Abs. 3 Satz 2 
ThürBG). Junge Kollegen auf 

Probe müssen aufpassen. In 
§ 23 Abs. 3 Beamtenstatus-
gesetz heißt es: „Beamtinnen 
auf Probe und Beamte auf Pro-
be können entlassen werden, 
… (Nr. 3) wenn ihr Aufgabenge-
biet bei einer Behörde von der 
Auflösung dieser Behörde oder 
einer auf landesrechtlicher Vor-
schrift beruhenden wesentli-
chen Änderung des Aufbaus 
oder Verschmelzung dieser Be-
hörde mit einer anderen oder 
von der Umbildung einer Kör-
perschaft berührt wird und 
eine andere Verwendung nicht 
möglich ist.“

Auflösung von Personalvertre-
tungen und der Wegfall von 
Freistellungen können die Fol-
ge sein, wenn sich die Zahl der 
Beschäftigten der aufnehmen-
den Dienststelle oder der auf-
nehmenden juristischen Per-
son um weniger als ein Fünftel 
geändert hat oder eine Neu-
wahl innerhalb von sechs Mo-
naten vor der nächsten Perso-
nalratswahl liegen würde.

Auch die Zusatzversorgung  
bei der VBL wird nicht weiter-
geführt, sondern Neuverträge 
müssen abgeschlossen wer-
den. Die Dienststelle bezie-
hungsweise der Arbeitsort 
werden sich ändern. Teilweise 
können die kommunalen Rege-
lungen zum Entgelt schlechter 
als die nach TV-L sein.

Der tbb hat sich mit dieser Kri-
tik bereits an zahlreiche Minis-
ter und den Ministerpräsiden-
ten gewandt. Darüber hinaus 
wurden auch die Abgeordneten 
des Thüringer Landtags von 
uns informiert. Ein Schreiben 
an den Thüringer Innenminister 
mit diesem Inhalt sowie ein 
weiteres, welches die Verlet-
zung der Beteiligung rügt, blie-
ben bislang unbeantwortet. 
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komba jugend thüringen:

Neue Landesleitung
Seit dem 8. April 2016 hat die komba jugend 
 thüringen eine neue Landesjugendleitung unter 
Führung von Benjamin Lange. 

Sein Team vervollständigt  
sich mit Sebastian Scheiding 
(1. stellvertretender Landesju-
gendleiter), Dorin Kruchen 
(2. stellvertretende Landes-
jugendleiterin), David Schreyl 
(Beisitzer) und Sven Kahnert 
(Beisitzer). Als Rechnungsprü-
fer sind Nick Försterling und 
Sandra Müller mit an Bord. Mit 
der Wahl geht eine ereignisrei-
che Zeit zu Ende. „Drei Jahre, in 
denen die thüringer komba ju-
gend stark, zielbewusst und 
motiviert auftrat“, so Martin 
Risch, nun ehemaliger Landes-

jugendleiter. „Und dies nicht 
nur, um eigene Forderungen zu 
unterstützen, sondern auch, 
um den Erwachsenen bei Ak-
tionen und der Forderungs-
durchsetzung tatkräftig unter 
die Arme zu greifen – ganz un-
ter dem Motto: Immer vorne 
mit dabei!“

„Die komba jugend in Thürin-
gen ist stets vor Ort, wenn es 
darum geht, die dbb jugend 
thüringen bei ihrer Arbeit zu 
unterstützen. Durch die gute 
Jugendarbeit in der Fachge-

werkschaft wird die komba 
auch zukünftig ein verlässlicher 
Partner in Thüringen sein“, be-
tonte Mareike Klostermann bei 
ihren Dankesworten an die alte 
Landesjugendleitung. Gleich-
zeitig unterstrich sie ihre Breit-
schaft zur weiteren Unterstüt-
zung der neuen Mannschaft. 

Ebenso lobende Worte fand 
Daniel Schlichting, Zweiter 
Bundesvorsitzender der komba 

jugend, in einem Grußwort. 
„Die komba jugend thüringen 
können wir guten Gewissens 
als ,Flagschiff‘ unter den neuen 
Bundesländern bezeichnen“, 
betonte er. 

In der anschließenden Arbeits-
tagung wurde der neue Kurs 
für die nächsten Jahre fest-
gezurrt, getreu dem Motto: 
Volle Fahrt voraus! 

BSBD:

7. Verbandstag in Jena
Am 20. und 21. April fand in Jena der 7. Verbands-
tag des Bundes der Strafvollzugsbediensteten 
Deutschlands, Landesverband Thüringen statt.  
Ein umfangreiches Programm war zu absolvieren.

Der Landesvorstand berich tete 
zunächst über die Verbandsar-
beit in den zurück liegenden 
Jahren und die aktuelle Situati-
on. Besondere Sorge bereitet 
uns gegenwärtig die Personal-
situation im Justizvollzug. Hier-
zu wurde bereits mehrfach im 
dbb regionalmagazin, zuletzt 
in der Ausgabe April 2016 auf 
Seite 18 ff., berichtet. Auch in 
der Diskussion mit den Dele-
gierten war dies ein deutlicher 
Schwerpunkt. Nach der Aus-
sprache zum Tätigkeitsbericht 
des Landesvorstandes wurde 
über zahlreiche Anträge zu Sat-
zungsänderungen entschieden 
und eine neue Finanzrichtlinie 
beschlossen. 

Einstimmig wurde beschlos-
sen, dass sich der Verband wei-
ter insbesondere für eine Bün-
delung der Dienstposten im 
mittleren Dienst in den Besol-
dungsgruppen A 7 bis A 9 ein-
setzen soll, nachdem entgegen 
der bisherigen Rechtsprechung 
des Thüringer Oberverwal-
tungsgerichts und anderer 
 Gerichte der 2. Senat des Bun-
desverfassungsgerichts am 
16. Dezember 2015 (2BvR 
1958/13) entschieden hatte, 
dass in der sogenannten Mas-
senverwaltung (Dienstposten 
mit ständig wechselnden Auf-
gaben) ein sachlicher Grund für 
eine Dienstpostenbündelung 
(„Topfwirtschaft“) besteht, 

und dargestellt hatte, dass es 
„… keinen hergebrachten 
Grundsatz des Berufsbeamten-
tums im Sinne von Art. 33 
Abs. 5 GG gebe, wonach mit 
einem höheren Statusamt 
(stets) auch eine höhere Funk-
tion verbunden sein muss …“ 

Weitere Schwerpunkte waren 
die Beschlüsse zum Kassenbe-
richt und zur Haushaltssat-
zung. Durch den Rechnungs-
prüfer, Kollege M. Butters, 
wurde auch im Namen des 
2. Rechnungsprüfers, Kollege T. 
Hey, die vorbildliche Arbeit der 
Schatzmeisterin, Kollegin S. 
Luft, sowie ihrer Stellvertrete-
rin, Kollegin B. Guhlich, gelobt.   
Der Landesvorstand wurde 
entlastet. 

Die Neuwahlen des Landesvor-
standes wurden durch die 
Wahlkommission, Kollegen 
A. Hummel und A. Wietschel, 

unterstützt. In den Landesvor-
stand wurden gewählt: J. Bur-
sian (Vorsitzender), S. Grollmitz 
(Stellvertreterin), U. Hoßfeld 
(Stellvertreter), U. Allgäuer 
(Stellvertreter), D. Zitzmann 
(Schrift- und Geschäftsführe-
rin), S. Luft (Schatzmeisterin). 
Zu Rechnungsprüfern wurden 
M. Butters und T. Hey bestellt 
sowie Herr Steinke zum Tarif-
vertreter. 

Aufgrund ihrer Verdienste für 
unseren Verband wurden auf 
Vorschlag des Landeshaupt-
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< Helmut Liebermann gratuliert 
dem neuen Ehrenvorsitzenden 
des BSBD und Ehrennadelträger 
des tbb Gerd Schulz.
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ausschusses ehemalige Mit-
glieder des Landesvorstandes 
geehrt. Kollege G. Schulz als 
langjähriger Vorsitzender wur-
de zum Ehrenvorsitzenden, die 
Kolleginnen B. Guhlich (lang-
jährig als Schatzmeisterin und 
stellvertretende Schatzmeiste-
rin tätig) und S. Dillner (ehe-
mals Schrift- und Geschäfts-
führerin) sowie der Kollege  
Herbst (Rechnungsprüfer) zu 
Ehrenmitgliedern gewählt. Die 
Kollegin Drechsler, die eben-
falls lange im Landesvorstand 
tätig war, am Verbandstag 
aber nicht teilnehmen konnte, 
wird ebenfalls für ihre Tätig-
keit im Landesverband geehrt. 

Zur öffentlichen Veranstaltung 
hatte der Vorstand den Vorsit-
zenden des Thüringer Beam-
tenbundes, Kollege Helmut 
 Liebermann, und Vertreter der 
Fraktionen der im Thüringer 
Landtag vertretenen demokra-
tischen Parteien eingeladen. 
Aufgrund einer zeitgleich statt-
findenden Sitzung im Landtag 
(Plenum) konnten leider keine 

Abgeordneten teilnehmen. Die 
Fraktionen SPD, CDU und Die 
Linke haben aber die Möglich-
keit genutzt, schriftliche Gruß-
worte an die Delegierten zu 
richten. Diese wurden in der 
öffentlichen Veranstaltung ver-
lesen und sind auf unserer 
Homepage (www.bsbd-thue-
ringen.de) unter der Rubrik 
„Aktuell“ veröffentlicht. Kolle-
ge Helmut Liebermann richtete 
ebenfalls ein Grußwort an die 
Delegierten und berichtete von 
der aktuellen Entwicklung im 
Bereich des öffentlichen Diens-
tes, insbesondere zur vorgese-
henen Gebiets- und Funktio-
nalreform sowie zur Lage der 
Beschäftigten. Darüber hinaus 
beantwortete Kollege Lieber-
mann auch verschiedene Fra-

gen der Delegierten. Besonders 
freut uns, dass er Verständnis 
für unsere Forderung nach 
 Angleichung der Zulage für 
 Tätigkeiten in Justizvollzugs-
anstalten an die Zulage für 
 Polizeivollzugsbeamte geäu-
ßert und die Unterstützung des 
tbb für diese zugesichert hat. 
Anlässlich unseres Verbands-
tages hat der Vorsitzende des 
tbb, Kollege Liebermann, unse-
ren Ehrenvorsitzenden Gerd 
Schulz für seine Verdienste in 
unserem Verband, aber ins-
besondere auch für seine lang-
jährige Mitarbeit im tbb Lan-
deshauptvorstand mit der 
Ehrenmedaille des tbb geehrt. 
Der Verbandstag endete mit 
dem Schlusswort des Vorsit-
zenden. Kollege Bursian stellte 

dar, dass die aktuelle Lage und 
Entwicklung gerade im Justiz-
vollzug mit vielen Herausfor-
derungen verbunden ist, und 
bedankte sich für das an den 
neuen Vorstand gerichtete 
 Vertrauen. Er richtete seine 
 Bitte an die Delegierten, künf-
tig (noch) mehr vor allem auch 
jüngere  Bedienstete für eine 
aktive Tätigkeit im Verband  
zu gewinnen. Der Vorstand 
 bedankt sich auch auf diesem 
Wege bei allen Kolleginnen  
und Kollegen, die mit der Vor-
bereitung des Verbandstages 
beschäftigt waren und bei den 
Delegierten für ihre konstrukti-
ve Diskussion.

Der Landesvorstand des  
BSBD – Landesverband Thüringen

BDZ:

Neuer Personalrat beim  
Hauptzollamt Erfurt
Sehr geehrte Kolleginnen und 
Kollegen, 

für das mit Ihrer Stimmabgabe 
im Rahmen der Personalrats-
wahlen uns gegenüber ausge-
sprochene Vertrauen bedan-
ken wir uns sehr herzlich. 

In einer Zeit weiterer grundle-
gender struktureller Verände-
rungen ist es in den kommen-
den Monaten unsere Aufgabe, 
gemeinsam mit der Leitung 
des HZA einen vernünftigen 
und sozialverträglichen Aus-
gleich zwischen den Vorstel-
lungen und Forderungen der 
Dienststelle und Ihren Interes-
sen zu erzielen. Wenn Sie es 

wollen, sind wir jederzeit 
 bereit, Sie mit Rat und Tat zu 
unterstützen. 

Voraussetzung dafür ist aller-
dings, dass Sie sich persönlich, 
fernmündlich, per E-Mail (per-
sonalrat.hza-erfurt@zoll.bund.
de) oder auch schriftlich bei 
uns melden. 

Auch der neue Personalrat 
wird sich eine Geschäftsord-
nung zur Festlegung der grund-
sätzlichen Arbeitsweise geben, 
welche in der nächsten Sitzung 
beschlossen und anschließend 
ins Intranet eingestellt wird.  
Natürlich ist es auch möglich, 
dass sich Funktionen und Zu-

ständigkeiten innerhalb des 
Gremiums im Verlauf der 
Wahlperiode ändern und Zu-
ständigkeiten entsprechend 
angepasst werden. 

Unsere Kontaktdaten finden 
Sie im Intranet unter dem 
Punkt „Beauftragte & Interes-
senvertretung/Personalrat“. 
Neben den Mitgliedern gibt es 

noch eine Vielzahl von Ersatz-
mitgliedern, die im Vertre-
tungsfall ebenso an Sitzungen 
teilnehmen werden und sich 
vertrauensvoll für Ihre Belange 
einsetzen. 

Mit kollegialen Grüßen 

Ihre/Eure Mitglieder  
des Personalrates 

< Christian Bauer, Denny Hofmann, Olaf Heinig, Henry Tuch, Hubert Hed-
rich, Ingo Werner, Matthias Schwarz, Michael Klinner, Sylvia Noll, Daniel 
Riedel (von links)

BD
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< Der neue und der alte Landesvorstand
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tbb frauenvertretung:

Hauptversammlung und Seminar 
„Gewalt und Gewaltprävention an den verschiedenen Arbeitsplätzen im öffentlichen Dienst“

Die tbb frauen trafen sich vom 
22. bis 23. April 2016 in Alten-
burg zu ihrem Frühjahrssemi-
nar. Erster Programmpunkt 
war natürlich die Information 
der Vorsitzenden Christiane 
Scheler über die Arbeit der tbb 
frauen sowie Themen, die im 
Landesvorstand beziehungs-
weise Landeshauptvorstand 
diskutiert wurden. Zudem be-
richtete sie von der Tagung der 
Bundesfrauenvertretung An-
fang März in Königswinter, an 
der neben Christiane Scheler 
auch Ulrike Decker (Beisitzerin 
tbb frauen) teilnehmen konn-
te. Insbesondere die Themen 
„Diskriminierende Beurtei-
lung“, „Ehrenamt und Beurtei-
lung“ sowie „Stellenabbau im 
öffentlichen Dienst“ beschäfti-
gen auch unsere Kolleginnen 
und Kollegen in Thüringen. 

< Broschüre geplant

Es wurde eine Broschüre zum 
Thema „Wie baue ich eine 
Frauenvertretung auf?“ in Aus-
sicht gestellt, die sicher in den 
Mitgliedsgewerkschaften Inte-
resse finden wird. Birgit Drisch-
mann von der Landesleitung 
des tbb beamtenbund und ta-
rifunion thüringen informierte 
über die Arbeit der Landeslei-
tung. Diese war in den letzten 
Monaten besonders durch die 
anstehende Gebiets- und 
Funktional- und Verwaltungs-
reform geprägt. Aus dem Gre-
mium der Frauen wurde das 
Gefühl geäußert, dass man mit 
der Gebietsreform Tatsachen 
schafft und die Verwaltung 
dann „koste es, was es wolle“ 
nachorganisiert wird. Leidtra-
gende sind hier die Beschäftig-
ten, aber auch die Bürger, die 
sich im Dschungel der geän-
derten Zuständigkeiten zu-
rechtfinden müssen und denen 
immer weitere Anfahrtszeiten 

zugemutet werden. Den Frust 
hierüber müssen unsere Be-
schäftigten ertragen. Der Vor-
stand der tbb frauen wird dies 
auf die Tagesordnung seiner 
nächsten Sitzung nehmen. 
Auch die Themen „Beförde-
rungspraxis im Bildungsbe-
reich“, „Telearbeit“ sowie „die 
Rückführung der Horterziehe-
rInnen“ von den Kommunen 

zum Land wurden rege disku-
tiert. Schließlich wies Birgit 
Drischmann noch auf die ge-
plante Veranstaltung anläss-
lich 25 Jahre tbb beamtenbund 
und tarifunion thüringen hin. 

< Gewaltprävention

Das Abendprogramm wurde 
diesmal einfach auf den Nach-
mittag verschoben. Bei Kaffee, 
Kuchen sowie leckeren Kost-
proben aus der eigenen Her-
stellung erfuhren die Teilneh-
merinnen in der Senfonie 
Altenburg ein wenig über die 
Geschichte Altenburgs. Natür-
lich lernten sie auch etwas 
zum Thema „Senf und dessen 
Herstellung“. Gut gestärkt 
(auch durch die obligatorische 

Bratwurst mit hauseigenem 
Senf) und mit dem ein oder an-
deren Senfgläschen im Beutel 
kehrten die Teilnehmerinnen 
zum Seminar zurück.

Dieses hatte es nun zu späteren 
Stunde thematisch noch so 
richtig in sich. Unter der großen 
Überschrift „Gewalt und Ge-
waltprävention an den ver-

schiedenen Arbeitsplätzen im 
öffentlichen Dienst“ wurden 
unterschiedlichste Bereiche 
 angesprochen. Die Teilneh-
merinnen berichteten über  
ihre eigenen Erfahrungen bezie-
hungsweise Berührungspunkte 
mit dieser Thematik. Auch 
wenn glücklicherweise nur we-
nige selbst bereits betroffen 
waren, so sind die meisten aber 
in ihrer täglichen Arbeit oder 
als Personalvertretungsmit-
glied mit steigender Gewalt 
konfrontiert. Ob nun zwischen 
Schüler und Schüler oder Leh-
rer/Betreuer, Bürger und Be-
schäftigtem oder aber auch Be-
schäftigte untereinander … der 
Ton wird rauer und das Gefühl 
der Unsicherheit im Job steigt. 
Was ist erlaubt, was nicht? 

Fachlich kompetent führte der 
Dozent Bodo Pfalzgraf durch 
die Thematik, die auch noch 
am zweiten Tag mit vielen All-
tagstipps fortgeführt wurde. 
Die einfach zu merkende 
Grundregel in einer Bedro-
hungssituation „Laut werden, 
Laufen, Leute ansprechen“ 
wurde besprochen genauso 
wie die Notwendigkeit der 
 Prüfung der Arbeitsplätze ins-
besondere bei Neu- und Um-
bauten in puncto Arbeitsplatz-
sicherheit. Und wir reden hier 
nicht von ausreichend großen 
Bildschirmen oder ergonomi-
schen Stühlen. Grundlegende 
Rechtsbegriffe wie „Notwehr“, 
„Nothilfe“, „Jedermanns-Rech-
te“ aber auch „unterlassene 
Hilfeleistung“, „Amtsdelikte“ 
sowie „Garantenstellung“ wur-
den an praktischen Beispielen 
erläutert.

Eine wichtige Aussage war:  
„Ein gewaltfreier Arbeitsplatz 
ist Chefsache“, und dem kön-
nen wir nur zustimmen. Hier 
gibt es in einigen Bereichen 
noch viel zu tun. Größtes Prob-
lem ist hierbei … es gibt keine 
Definition für „Gewalt am 
 Arbeitsplatz“ und vor allem: 
Maßnahmen kosten Geld! 
Doch deswegen darf man die 
Augen nicht davor verschlie-
ßen, denn das Thema steht 
und wird uns in Zukunft noch 
mehr beschäftigen. Der Dienst-
herr darf hier seine Beschäftig-
ten nicht allein lassen.

Die tbb frauen werden sich die-
ser Thematik auch in Zukunft 
annehmen und planen ein wei-
teres Seminar unter der Über-
schrift „Gewaltfreie Kommuni-
kation“. 

Doreen Trautmann,  
stellvertretende Vorsitzende  

tbb frauen

< Frauen aktiv und interessiert während des Seminars.
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